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1. Vorwort


In diesem 21. Jahrhundert stehen wir vor dem radikalsten Wandel, bis in den letzten Winkel der Erde, mit massiven Veränderungen auf allen Ebenen, für nun neun Milliarden Menschen. Kaum ein Wissensbereich, keine Institution oder Nation, in der sich nicht fundamentale Korrekturen andeuten, viele finanziell wie menschlich überfordern werden. Für Europa ist es ein Epochenbruch mit kaum lösbaren wirtschaftlichen wie politischen Herausforderungen; dennoch wenigen bewusst, nach dieser doch friedlichen Phase eines guten halben Jahrhunderts in Europa.


Vieles beschleunigt sich, politische wie wirtschaftliche Umbrüche mit schwerwiegenden Folgen, ganz zu schweigen vom Klimawandel und den vielen altbekannten Problemen. Vieles rüttelt an den Grundfesten der Demokratie – in einer nun endgültig globalisierten, vollkommen vernetzten Welt, mit kaum fassbarer Komplexität und wachsenden Unsicherheiten! Wir drehen uns politisch im Kreise, über endlose Debatten – mit vielen Fehlern. Zumeist mit banalen Kompromissen – bis sie von neuen Krisen überrollt werden; oder alte wieder auferstehen (Renten, Gesundheit, Verteidigung, Bildung, Migration, Verteilung, Energie etc.). Nichts wird nachhaltig gelöst – selbst Fundamentales bleibt an ideologischen Hürden hängen!


Sehen wir z.B. nur die Kriege, die vielen ausufernden Konfrontationen. Niemand hielt es für möglich, dass der Autokrat eines riesigen Reiches, gestützt auf sein Atomarsenal, die ganze Welt drangsalieren kann, mit weitreichenden Folgen. Oder das Klima. Bis 2050 wollen wir (zumindest in der EU!) klimaneutral sein. Langsam wird bewusst, halbherzig, fast alleine, geht es nicht. Dadurch verändert sich aber vieles, fast alles; aber dabei bleibt es nicht, weitere Probleme beschleunigen sich. Wie wollen wir, mit unserem politischen, zunehmend chaotischen Verhalten, bei fallendenden Leistungen und verqueren Ideologien, das zeitnah schaffen – wie es politische Naivität zu vermitteln versucht?


Dazu blähen sich die Verwaltungen ungehindert auf – ein wachsender Gordischer Knoten, ohne je strategisch gelöst zu werden. So bleiben wir – ab Ende der 70er Jahre – im politischen „Day-to-Day- Business“ hängen, je nach dem welches Thema aus unerfindlichen Gründen medial gerade hochgespielt wird; als massives Problem demokratischer Entscheidungsfindung.


Oder Europa: So positiv der europäische Einigungsprozess auch war, so brüchig ist er bereits. Die „politische“ Globalisierung ging an der EU vorbei – ohne strategischer Positionierung in der Welt. Haben wir den Sinn des europäischen Einigungsprozesses vergessen, der doch konsequent zwingt sich auch global abzusichern? Endlos wuchernde Banalitäten sind keine Antwort gegen den drohenden Zusammenprall von Autokratien und Demokratien, sind keine Strategie gegen die zunehmende Gewalt, zur Sicherung von Freiheit, für Frieden und Wohlstand; trotz all positiver Gemeinsamkeiten und Solidarität (die auch bereits bröckelt). All die über die Jahrhunderte überlieferten, behäbig wuchernden Nomenklaturen, mit ihren begrenzten „Fähigkeiten“, reichen eben nicht mehr.


Es erfordert Konzentration auf die Kernthemen – wie sie zwar immer wieder medial oszillierend auftauchen –, und dennoch ungelöst bleiben; trotz all der unzähligen Fähigkeiten aus gemeinsamer Berufs-, Bildungs- und Lebenserfahrung, also aus universaler Sicht. Um eben Essentielles zu erkennen, Wesentliches zu ordnen, um dann mit fast inakzeptabler Straffung zu versuchen, Entscheidendes praktikabel abzuleiten. Apokalyptische Szenarien – wie sie sich vervielfältigen – helfen nicht weiter. Und Legionen von Analysen und Empfehlungen – zumeist nur angedeutet, vielfach oberflächlich bis simpel – meist Ergebnisse individueller Berufs- und Lebenserfahrung, helfen bis dato genauso wenig. Birgt doch jedes fundamentale Thema bereits eine Vielzahl widersprüchlicher Ansätze und Einstellungen in sich (und bleibt deshalb ungelöst). Das Ziel kann also nur sein, sich auf anerkannte Erkenntnisse, verständliche und allgemein akzeptierte Begriffe zu stützen – wie berechtigt Einwände auch sein mögen –, um in der Komplexität vielfältiger Vernetzungen realistische Tendenzen zu skizzieren, zu konsolidieren und Sinnvolles abzuleiten; eben, zu versuchen diese wuchernden politischen Qualitätsdefizite aufzubrechen! Und vor allem, bisher verdeckte Hemmnisse zu definieren, um sie in den Griff zu bekommen!









2. Einleitung


Alles beginnt bei uns selbst, in den Partnerschaften, den Familien, in den mehr oder weniger stabilen Gruppierungen wie Vereinen, Unternehmen, Institutionen, bis zu den staatlichen Hierarchien, also beim Menschen selbst; besser, dem „Menschlichen“. Aber wie können wir – und das ist das größte Problem (demokratisch wie politisch) – dieses unüberschaubare, vielfältige, dazu verdeckte, das geheime „Menschliche“, diese individuelle Sozialisierung des Einzelnen seit seiner Geburt, mit all den Reibungsflächen des Lebens, all den wechselnden Kommunikationsbeziehungen, doch besser in den Griff bekommen? Dazu noch vervielfältigt über Mentalitäten, Bildungsstandards, Religionen, Sprachen, unterschiedlichster Herkunftsorte, also all diese individuell tradierten Werte auch nur annähernd in einen gemeinsamen politischen Zielkorridor zu überführen, um eben die sich beschleunigenden, diese weltweiten Probleme, annähernd zu definieren – und dann auch noch zu lösen?


Bis heute haben wir zur Organisation unseres politischen Zusammensein nur eine einzige Antwort, und die ist mehr als zwei Jahrtausende alt: Die Demokratie – so undefiniert sie ja eigentlich ist, kaum mehr vergleichbar mit den ursprünglichen „Demokratien“ des Altertums, oder denen des Mittelalters. Und dennoch fehlt uns bis heute eine annähernd allgemein akzeptierte Definition (eine nachhaltige Verfassung mit fundamentalen demokratischen Werten). Platons (Interpretation des Sokrates) sowie Aristoteles` Polis waren ja alles andere als eine „Demokratie“ wie wir sie mit „one person, one vote“ (also „one count“ ) für alle Gesellschaftsmitglieder heute verstehen (wollen); selbst dieser Ansatz ist in den „geübt“ neueren Demokratien (so ab Ende des 19. Jahrhunderts) bereits vielfach durchbrochen.


Nur etwas Präziseres, Praktikableres oder Gerechteres, eben Besseres, haben wir noch nicht gefunden – auch wenn uns dieses Dilemma seit Jahrhunderten begleitet und Legion philosophischer Ergüssen beschert hat. Allerdings gilt auch, falls unsere Demokratien keine gemeinsame Antwort zu ihren Grundlagen finden, nehmen ihre instabilen demokratischen Prozesse zu (wie auch die einer instabilen EU und anderer „demokratischer“ Gemeinschaften), die ökonomischen Vorteile ab, und degenerieren bis zum Kollaps; wie uns mächtiger werdende Autokratien (bei diesem Rückgang demokratischer Nationen) gerne prognostizieren.


Wir bewegen uns in extrem unsicheren Zeiten. Und erwarten Lösungen! Trotz, oder besonders wegen so vielfältiger Kommunikationskanäle, dieser zwiespältigen Digitalisierung in einer sich radikal verändernden Umwelt, bei sich mehrenden Konflikten und vielen ungelösten Fragen. Wir erwartet sie von unserer Politik. Geduldig, noch! Zunehmend wird es allerdings mühsam! Die Unsicherheit steigt, seit Jahren! Keine glaubhaften, praktikablen, besonders nachhaltigen Ansätze sind zu erkennen. Nur Berge von Literatur, allerorts Weisheiten – abgehoben, belehrend, mit schlauen Zitaten, philosophischen „Wahrheiten“ (inflationärer Namen) –, vielfach zwar erhellend, man findet sich wieder, aber gleich wieder nicht, alles löst sich auf, man kommt nicht weiter, und verdrängt, vergisst. Dringlich wäre, wird uns weisgemacht, so nun persönlich „Erkanntes“ sei unaufschiebbar! Und dennoch bleiben es häufig skurrile Empfehlungen, je nach Autors Neigung; vielfach ideologisiert, mit begrenztem Fachwissen – jedoch nie umfassend, nie universell, besonders aber wenig praktikabel, geschweige „wertneutral“. Es bleiben neue Fragen, die „Komplexitäten“ nehmen zu. Wobei zu jeder Frage doch klare Fakten und Zusammenhänge, verständliche Konzepte zu erwarten wären – gäbe es denn ansonsten substantielle Lösungen?


Allerdings hat die Öffentlichkeit aus ihrem demokratischen Umfeld auch viel gelernt – ständig konfrontiert mit vagem, oberflächlichem Verhalten, wo vieles doch so deutlich persönlichem Einfluss- und Machterhalt dient – , nämlich, „wahlorientierter“ Agitation, weitab volkswirtschaftlich strategischem Denken, bei kaum fassbarer Komplexität. Und genau das spaltet zunehmend Politik und Gesellschaft (kann auch nicht anders sein, verstetigen sich doch die Herausforderungen), zunehmend, überall.


Und diese Erfahrungen, dieses Gefühl, verstärkt sich in vielen persönlichen Gesprächen – je direkter und offener der Gedankenaustausch stattfindet, im Zweiergespräch, im kleinsten Kreis. Erkenntnisse die nur noch mehr verunsichern, als Ursache wachsender Verdrossenheit und Abneigung zum politischen Alltag (wie es sich in vielfältigen Auswüchsen artikulieren, z.B. in Demos). Vieles ist ohne plausiblem Resultat, alles wiederholt sich, unablässig, Wahl auf, Wahl ab – eigentlich ist es ein Wunder, dass einzelne Demokratien nicht schon längst zusammengebrochen sind. Es sind Entwicklungen die, bei diesen dramatischen Verschiebungen über alle Bereiche unseres Lebens, und sich über die ganze Erde hinziehen, die als noch stabil empfundenen Ordnungen – ob Demokratie oder Autokratie –aufzulösen scheinen, mit eskalierenden Auseinandersetzungen, weltweit, mit zunehmenden Völkerwanderungen; dazu der kaum mehr fassbare Klimawandel u.a.


Alles bleibt schlussendlich Resultat unseres Verhaltens, das sich nun – aus den Erkenntnissen der Aufklärung, mit all den technologischen und wissenschaftlichen Umbrüchen, den abgeleitet hemmungslosen Ernährungs- und Konsumansprüchen, einer Explosion der Menschenmassen ab dem 19. Jahrhundert – so katastrophal selbst auf das Überleben unserer Spezies auszuwirken beginnt; mit exponentiellem Wachstum (der Bevölkerungen, ihren Ansprüchen, des Ressourcenverbrauches), was schon mal natürliche Grenzen erahnen lässt. Als weiterer Epochenwechsel seit der Sesshaftwerdung, mit zwangsläufigem Bruch bisherigen Verhaltens. Bis in die letzten Winkel der Erde ist letztlich der Mensch in kürzester Zeit vorgedrungen, hat alles in Anspruch genommen, verbraucht es, je persönlichem Wunsch und Potenzial.


Zusätzlich, und plötzlich, beginnen sich unterschiedlichste Kulturen unbegrenzt zu vermischen, kämpfen – unter dem klimatischen Umbruch, bei Ressourcennotstand und Übervölkerung – um ihren Anteil an der Erde; verteidigen tradierte Verhaltensweisen ohne Rücksicht auf die Natur, auf die Umwelt, geschweige den Nachbarn (der Stärkere bestimmt, wie ja immer schon). Zeichnet sich ein Ende ab? Aber von was, und durch wen? Ebenfalls Legion sind die Ergüsse zu diesem Thema. Alles ist zu komplex, zu vielfältig, eben um konkrete, bestimmte, allumfassend wirksame Lösungen zu finden. Allerdings gibt es sie auch nicht, zumindest nicht als Lösungen per „ordre de mufti“, einfache, für keinen belastend (wie geübt, immer nur zu Lasten anderer)!


Alles liegt aber in unserem Verhalten, wie auch an unserer Intelligenz, an der Bereitschaft gemeinsam, vorbehaltlos, ein wesentliches Thema nach dem anderen anzugehen; nein, besser, sie – je nach unseren Ressourcen – parallel in Angriff zu nehmen. Weil es in dieser Verkettung der komplexen Probleme schrittweise eben nicht mehr reicht, die Zeit zu kurz ist, die Themen zu komplex sind. Denkbar? Eventuell, kaum, doch (s.u.)? Allerdings wird das 21. Jahrhundert richtig chaotisch, unvergleichlich zu den bisherigen Erfahrungen, also ein echter Epochenbruch.


So ist es den Versuch wert, um Wesentliches (Teil A) zu identifizieren, um Hintergründe, Entwicklungen und Hemmnisse zu diskutieren (als Selektion und Sondierung), um zu versuchen (Teil B), unsere demokratischen Erfahrungen zu rekapitulieren, zu hinterfragen, um vielleicht bessere Ansätze zu finden, und so, eventuell, unser Verhalten an diese dramatisch veränderte Umgebung anzupassen – für eine nachhaltige Existenz (hoffentlich vieler!); auch wenn trotz all dem alles „Illusion“ bleibt. Dringt doch vieles tief ins menschlich „Eingemachte“, gegen menschlich-evolutionäre Widerstände.


Schlussendlich erfordert die Fülle der Themen sowie deren Interpretation wie die Rückführung auf wenige fundamentale Zusammenhänge (die gerne übersehen werden) ein Resümee, Perspektiven – die, wenig überraschend, und wie vermutet, ungemein vieles von jedem fordern, langfristig konzipiert sein müssen (als primäres Faktum). Sollten sich weitere Assoziationen finden, wäre die gemeinsame Arbeit bereits sinnvoll gewesen. Vieles bleibt dennoch offen, da sich zwangsläufig immer neue Aspekte ergeben, neue Technologien und Erkenntnisse Korrekturen, professionelle Flexibilität erfordern. Verlangt es schlussendlich doch eine radikale Veränderung unseres Verhaltens (als sekundäres Faktum) – wie wären denn die belastenden Prognosen ansonsten zu meistern? Es gibt viel zu tun!









TEIL A


3. Demokratische Praxis


Demokratische Ansätze – die Teilnahme vieler, statt Abhängigkeiten von wenigen – sind schon uralt. Schon Herodot, einer der ersten Geschichtsschreiber, war – nach seinen jahrzehntelangen Reisen durch die damals bekannten Gebiete des Nahen Ostens – überzeugt, „dass die Gleichheit in jeder Hinsicht etwas Wertvolles und Schönes ist. [Dass die Athener] kaum waren sie frei, [..] als Untertanen [..] im Dienste eines Herren absichtlich träge und unlustig waren [..], während sie jetzt als Freigewordene eifrig zu ihrem eigenen Nutzen arbeiteten.“1 Für uns, in den gestandenen Demokratien, eine Selbstverständlichkeit, die wir nur zu leicht übersehen. Ist doch die Freiheit die entscheidende, die nachhaltig treibende Kraft in der Entwicklung einer Nation.


Unser Verhalten, unsere Individualität, ist einerseits evolutionär begründet (mit all den persönlich nuancierten Besonderheiten), andererseits seit unserer Geburt durch unzählige Einflüsse geprägt. Das Verhalten ist modifiziert durch unserer Bildung, und, wie wir bereit sind es selbst zu gestalten, unseren Geist zu pflegen und weiterzuentwickeln. Damit sind wir bereits am Kern aller politischen Probleme.


Demokratien sollten einerseits der individuellen Entfaltung breiten Raum geben, andererseits die Teilnahme jedermanns, gleichberechtigt, an der Entwicklung seines Staates sichern; was in unserer modernen Welt bereits an Grenzen stößt, weitab altgriechischer Erkenntnisse. Geht man ferner davon aus, dass sowohl das Gemeinwohl des Einzelnen wie auch das des Staates so gestaltet werden könnte (als Usance), haben wir bereits mehrere Widersprüche, die uns in den Demokratien – eben, wie seit langem – nicht nur in der Entwicklung blockieren, sondern selbst ihr Ende bedeuten könnte.


Wären doch Millionen individueller Meinungen abzufragen und zu konsolidieren (zum Beispiel nach den Wahlen), die dennoch nur ein (temporäres) Mentalitäts- und Bildungsspektrum widerspiegeln, das nicht annähernd auf einen nachhaltig gemeinsamen Nenner gebracht werden kann, sondern nur ein „temporär medial geprägtes Meinungsspektrum“ politischer Interessen bleibt, wie es für die gemeinschaftliche Entwicklung des Staates kaum förderlich sein kann. Ganz zu schweigen von der nur unterschwellig bekannten Tatsache: Dass eben nicht das nachhaltig Beste, also ein rational abgewogenes, bewusst demokratisches Maßnahmenspektrum die Geschicke des Staates bestimmt, sondern eine zufällige, individuelle „Zielvorstellung“ von zumeist Minderheiten in momentan wirkenden Parteien. Also, dass wir – nach den Erfahrungen der Jahrzehnte – unsere Existenz, unseren Wohlstand, gerade aktuell herrschenden Minderheiten anvertrauen, die ja doch nur ihre politischen Interessen umsetzen wollen; noch präziser, die Interessen einzelner Individuen innerhalb der politischen Gruppierungen.


Das grenzt fast schon an Dummheit – in einer nun so fundamental sich verändernden Welt! Bei diesen technologischen, ökologischen, ökonomischen, menschlichen etc. Umbrüchen, ändern sich doch nicht nur die demokratischen Strukturen wie das politische Verhalten, sondern auf allen Ebenen deuten sich Auseinandersetzung mit immer mächtiger werdender Autokratien ab; vermutlich ist ein Wohlstandsverlust nicht zu vermeiden, und wenn wir Pech haben viel mehr, Sicherheit, Freiheit, Individualität,….(Kap.5.).


Natürlich wäre über die politischen Prozesse, über demokratische Strukturen, endlos zu debattieren, zig-tausende haben sich damit auseinandergesetzt; als ein ewiges Thema – ist doch jeder betroffen. So macht es wenig Sinn, endlosen Hinweisen zu folgen (was schon praktisch nicht möglich ist), zwingt aber dennoch zu versuchen – sozusagen als Einleitung – wesentliches auszuwählen (wenn auch sehr selektiv), um inhärente Verhaltensmuster besser zu verstehen, Diskussionsansätze abzuleiten.


3.1. Demokratiefallen


Demokratieaverses Verhalten gibt es überall, allerdings scheint es selbst in reifen Demokratien zuzunehmen. Um relevante Entwicklung abschätzen zu können, hilft eine Strukturierung. Was wir vorab aber annehmen dürfen, ist, dass egozentrisches Verhalten (zum persönlichen Nutzen) immer wirkt, mehr oder weniger offensichtlich, wenn auch unterschiedlichst ausgeprägt, je nach dem Rahmen des eigenen Kulturkreises sowie persönlicher Eigenheiten und Fähigkeiten (Intelligenz, Bildung, Ideologie, s.u.), also als „menschliche“ Faktoren.


Wählen wir nur einige (aktuelle) Beispiele, mit denen uns die vielfältigsten Medien täglich konfrontieren; mit scheinbaren Plausibilitäten, die häufig genug den demokratischen Idealen zu widersprechen scheinen, und sich dennoch im politischen Geschehen nachhaltig widerspiegeln; teils mit Präsenz über Jahrzehnte. Sie werden, je „medialer Aktualität“, intensiv diskutiert, aufgeheizt in emotionalen, ideologischen Debatten; verschwinden aber gerne auch wieder, bis sie irgendwo wieder Auferstehung feiern. Zumeist als persönliche Intuition, egal mit welcher „wissenschaftlichen“ Präzision sie auch untermauert sein mögen. Z.B.:


a. Problem „Führung“


Die eigentliche weltweite Auseinandersetzung derzeit heißt Demokratie gegen Autokratie; sie widerspiegelt sich in allen weltumspannenden Themen. In vielen technologischen, ökonomischen, menschlichen, aktuell klimatischen/ökologischen Entwicklungen, akzelerieren sich in einer Fülle, bei unbekannten Kipppunkten, die zwangsläufig – verhindert es niemand (als Person, Gruppe oder eben als Staat) – in chaotischen Szenarien münden müssen. Ziel wäre also – in diesen unübersehbaren Komplexitäten –, die Entwicklungen möglichst hautnah, konsens- und datenunterlegt, zu prognostizieren, Hemmnisse zu definieren. Wäre das in den Griff zu bekommen? Bei den zunehmend regional wie international auftretenden Kämpfen ums Überleben?


Die politischen Verfahren in den Demokratien haben sich über die Generationen immer stärker verfestigt, wurden starrer, inflexibler, und führen so – systemimmanent – zur Wucherung irreversibler Verwaltungen;trotz vieler Versuche sie zu reorganisieren, zu flexibilisieren, eben, auf Rentabilität zu trimmen – wie die immer wieder gescheiterten Ansätze beweisen. „In den Reformphasen vieler westlicher Länder der sechziger und Anfang der siebziger Jahre fanden Planungskonzepte und Systemtheorien in Theorie und politischer Praxis große Beachtung [..], seit 1973 sind [..] Reformstrategien immer stärker durch kurzfristiges Krisenmanagement ersetzt worden.“2 Heute, 2024, müssen wir ernüchternd feststellen, per se hat sich eigentlich nichts geändert! Überall wachsen die „Anforderungen“, damit die Komplexität, der Personalbedarf, die Kosten; die Zahlen der Staatsdiener gehen in Westeuropa in die zweistelligen Millionen. Kann hier professionelle Führung – wie sie im Privaten erwartet wird – überhaupt noch greifen, nützen?


Keine Frage, die Führung eines Staates ist eben ein anderes Kaliber als die eines Unternehmens. Aber, ist es das tatsächlich? Der Staat hat doch eine Fülle andere als rein wirtschaftliche Fragen zu regeln! Und seine Aufgabe wird – in der Demokratie – durch den Souverän, über die Wahlen bestimmt. Das hat mit Wirtschaftlichkeit, so wie im Privaten, doch wenig zu tun? Und schon stecken wir in einem Dilemma. Schlussendlich, nachhaltig, ist es die Leistung der Volkswirtschaft, die alles erst ermöglicht, Aufgaben und Verteilungen sichert; was in den Bürokratien, seit Ende des Feudalismus, offensichtlich vernachlässigt wurde, den Demokratien nun massive Probleme bereitet, und weiter bereiten wird, wachsen die doch personell unaufhörlich weiter.


Ferner sind Wahlen in Demokratien vorwiegend Persönlichkeitswahlen (und auch von Parteien vorgegeben, Kap.4.1.a.). Aber wer bestimmt denn die relevanten Qualitätsanforderungen, dazu die Personen, wie ist es mit der Transparenz, der sozialen, menschlichen Zuordnung? Wie bestimmt sich das Wahlverhalten? Was sagen Wahlen zur Entwicklung der Nation tatsächlich noch aus, kann der Bürger überhaupt diese „Komplexitäten“ der Anforderungen an die Politik noch beurteilen? Ganz zu schweigen von den Unsicherheiten in den Wahlen, den Wahlmanipulationen, den Verkettungen in den Wahlhierarchien bis zu den Kommunen, der zwangsläufigen Streuung „temporärer Meinungen“, den Problemen der Datenerhebung (z.B. USA) u.v.a.m. Themen, die sich offensichtlich über Generationen eingeschlichen haben.


Dazu kommt noch die geopolitische Vernetzung der Welt im Zuge der Globalisierung. In der EU geht das bis zur Teilaufgabe der Souveränität der europäischen Staaten, mit zwangsläufiger Aufweichung des allgemeinen und gleichen Wahlrechts (gilt denn noch „one person, one vote“ in der nun europäischen, also jenseits nationaler Souveränität?), wobei selbst Tendenzen zu illiberalen Demokratien (z.B. Ungarn u.a.) nicht verhindert werden können, so den gesamten Einigungsprozess (der seit Jahren bereits gebremst ist) infrage stellt. Ist doch eine weitergehende Preisgabe der nationalen Identität bei vielen der europäischen Staaten kaum denkbar; eben, als Erbe der Nationen über viele Generationen. Ganz im Gegenteil zu den Autokratien, wie z.B. in Russland oder China, in denen Autorität durchaus über die Jahrhunderte historisch gelebt, also „kulturell“ weitgehend akzeptiert wurde (Kap.3.9.).


Wir spüren es seit Jahrzehnten. Für die Demokratie ist die „Führung“ des Staates (in all seinen Hierarchien) zunehmend ein fundamentales Problem, dass sich nun, nach gut zwei Jahrhunderten neuerer Demokratieerfahrung, erst jetzt, in einer völlig vernetzten Welt, mit unterschiedlichsten Ethnien, Religionen und Sprachen, akut stellt – sofern wir unsere demokratischen Freiheiten auch im 21. Jahrhundert bewahren wollen.


Und all das nur ex post (!) betrachtet, wie es nun mal der Erfahrung der Bevölkerung „wahlrelevant“ entspricht – was doch nie alleiniges Ziel einer effizienten, einer demokratischen Staatsführung sein sollte. Ansätze zur Staatsführung finden wir schon in den jahrtausendealten philosophischen Betrachtungen (Kap.5.2.).


b. Globalisierung und Diplomatie


Seit es Menschenansammlungen gibt – und schon früher –, haben sich immer wieder Gruppierungen zur Sicherheit wie zu nachhaltiger Versorgung gebildet. Dieses Verhalten der Spezies scheint evolutionär begründet; eben, als Überlebensprinzip, wie es auch für uns wirkt. Die menschliche Geschichte ist geprägt von solchen Kooperationen – von den Jägern und Sammlern bis zu den Nationen und Staatenbünden –, sie bestimmen die Entwicklung der Menschheit bis heute. Sie sind der Schlüssel der Gemeinsamkeit, von Diskrepanzen und Auseinandersetzungen, bis zu den Kriegen. Und dennoch ist es die „Kommunikationsfähigkeit“ einzelner, die über Erfolg oder Misserfolg einer Gruppe entscheidet; von jenen die eben führen. Oder besser, es sind die persönlichen Fähigkeiten, Einstellungen, das Verhalten, die Charakterzüge des „Alpha-Tiers, (wünschenswerter Weise) unserer Spitzenfunktionäre – trotz all „demokratischer“ Prozesse (Kap.5.).


Nicht von ungefähr waren es seit jeher List und Geschick, eben „diplomatischen Fähigkeiten“ zu verdanken, wurde der „Nutzen“ gemehrt, als Vorteile der eigenen Gruppe; gerne auch zum persönlichen Machterhalt. Nach ersten Überlieferungen wurde viel Mühe, Zeit und Materielles aufgewendet, um eben dank der „Besten“ die Zukunft zu sichern, sie zu verbessern – bis heute.


Bis heute? Sind wir nicht bereits mit schleichendem Verfall konfrontiert, aus eben diesen „verfallenden“ demokratischen Prozessen? Besonders in den Außenbeziehungen in einer sich völlig veränderten Welt! Haben wir tatsächlich die Besten, um dieser überfallsartigen Globalisierung die Stirn bieten zu können, um Frieden und Wohlstand zu sichern, vielleicht zu mehren? Reichen die nationalen, überaus aufwändigen Bürokratiemonster, wie Nachrichtendienste, internationale Institutionen und Allianzen, um zumindest die Standards zu sichern? Zweifel sind angebracht! Wird doch der Wandel, vom staatlich autonomen Handeln zu der nun unumkehrbaren Globalisierung als Maxime, kaum vernünftig antizipiert; historische Blockbildungen verwaschener nationaler Interessen sind als Orientierungshilfe ja passé. Der Kapitalismus hat sich weltweit zwar durchgesetzt, ist bereits autokratisch wie demokratisch institutionalisiert (mit vielfältigen Varianten), war schon Basis des Kampfes der Systeme des 20. Jahrhunderts. Aber in welche Richtung nun? Das ist bis dato völlig offen.


Nehmen wir den Ukrainekrieg; mit den (heute!) unvorstellbaren Gräuel und rücksichtslosen Vorgehen Russlands (eigentlich, einer einzelnen Person), wie wir es in gut 70 Jahren Friedenszeiten nicht mal erahnen konnten. Blauäugig haben wir alle Verteidigungsmechanismen aufgegeben und sind so quasi nebenbei – zwar kosten- und risikolos, dankbar und naiv –, unter dem (vermeintlichen) Sicherheitsschirm der USA geschlüpft; haben die Kosten unserer Sicherheit über Jahrzehnte andere tragen lassen. Ein kaum faires partnerschaftliches Verhalten in Allianzen. Dieser Krieg vor unserer Tür zeigt nun radikal und erschreckend unser politisches Fehlverhalten in der Vernachlässigung geschichtlicher wie menschlicher Erfahrungen; aus reinem Eigennutz „wahloptimierender“ Verteilungspolitik einer dürftigen Politik.


Es scheint ferner, dass dieser Epochenwechsel in seiner Tiefe, in der Beurteilung des rapiden Wandels der Geopolitik, den Europäern noch gar nicht bewusst ist (Kap.5.5.). Ist doch die Zukunft ökonomisch unsicherer geworden, wie auch politisch. Sehen wir nur, mit welcher Hektik plötzlich alle europäischen Staaten ihre militärischen Potenziale hochfahren wollen – als erschreckender Beweis der Unfähigkeit, die eigene Nation strategisch nachhaltig zu sichern (Kap.3.4.b.). Eine wirksame Diplomatie ist eben nur möglich, wenn man klar und deutlich die eigene Position beurteilen, die Entwicklung in Szenarien prognostizieren und dementsprechend mit potenten Partnern gemeinsam die Freiheit absichern kann. Davon ist Europa weit entfern – obwohl die EU das Potenzial hätte. Leben wir doch nicht auf einer Insel, ohne jeglicher Bedrohung!


Aus den Tendenzen autokratischer Blockbildungen zeichnet sich z.B. ab, dass – abgesehen von ständig wechselnden Möchtegern-Potentaten – viele der „gewählten Diktatoren“ untereinander selbst spinnefeind sind; Gemeinsamkeiten nur dann mediengerecht postulieren, wenn es gegen Demokratien zu handeln gilt. Und zwar mit all den legalen, besonders gerne jedoch illegalen Mitteln; egal wie hinterhältig, gemein, gegen kulturelle Usancen sie auch sein mögen. Besonders, wenn im eigenen Machtbereich demokratische Tendenzen aufbegehren, die es mit Stumpf und Stiel auszurotten gilt. Demokratien sind diesem Treiben hoffnungslos ausgeliefert, dass – wie die Jahrzehnte zeigen – bedenkliche Spuren hinterlässt (Kap.3.4.a.).


Ein gutes Beispiel ist wieder der Ukrainekrieg. So völkerrechtswidrig der Überfall ist, so extrem widerwärtig der millionenfache Verstoß gegen Menschenrechte wie auch gegen alle ethischen Usancen, so scharen sich dennoch altbekannte Autokraten, teils vorsichtig verhalten, gegen den aufgewühlten Westen, sofern die Gelegenheit günstig scheint; hemmen über Vetos, unterstützen subversiv mit Waffen- und Materiallieferungen, üben Cyberangriffe und Schmuggel, viele kleine Nadelstiche, wie es für sie gerade sinnvoll scheint. So gelingt es ihnen, Widerstände, Impulse, Demos im demokratischen Westen zu initiieren, Unruhe zu verbreiten.


Der Krieg zeigt ferner, dass solche Auseinandersetzungen über unterschiedliche Aggressionsstufen sich sowohl eskalieren wie verzetteln, andere mit einbeziehen können, bis eben irgendwem die Luft ausgeht – mit unzähligen Toten, endlosem Leid und einer gigantischen Vernichtung wertvoller Substanzen. Ähnlich wie im Dritten Reich setzt eine aggressive Führung alles auf eine Karte, selbst ihren Untergang, verschwendet keinen Gedanken ob die eigene Nation zusammenbricht, auf Jahrzehnte von der Weltgemeinschaft geächtet wird und Millionen seiner Landsleute umkommen. Latent war das Problem seit langem bekannt, nur hat der Westens – in Wachstum und Wohlstand eingehüllt – menschliche Eigenheiten gefährlich verleugnet (Kap.4.5.); als eben politisches Fähigkeitsdefizit. Wir sehen, es zwingt, die demokratischen Prozesse, die Qualitäten führender Personen, zunehmend zu hinterfragen (Kap.4.6.); was in praxi real ja nie erfolgte.


Im Falle der Ukraine gibt es ja nur wenige Alternativen: (1) Die USA (und niemand sonst) entziehen ihre Unterstützung, dann bleibt nur Europa übrig, und die Ukraine scheint verloren; folglich wären die Russen im Vorteil, bestimmen die Friedensdividende (und bereiten die nächste Aggression vor). (2) Der Ukraine gelingt die Rückeroberung ihrer Gebiete, der Westen verspricht Unterstützung, vielleicht auch Sicherheit; aber das Resultat ist das gleiche wie bei 1., nur die Dividende für die Russen wird kleiner – und die Auseinandersetzung bleiben latent. (3) Der Westen erkennt, dass das Kernproblem Russlands die Führung mit ihrer Nuklearmacht ist, seit langem bereits eine Gefahr darstellte und daher – statt latenter Sicherheit für Europa – n.M. eine endgültige Lösung sinnvoller wäre (und zwar bevor die Großen der Geopolitik militärisch ausrasten). Das allerdings, ist keine Alternative mehr, die hat Europa bereits verpasst. Es kann nur über die Jahrzehnte versuchen über die Runden zu kommen, um sich strategisch wie militärisch neu zu ordnen; oder auf einen internen Putsch gegen Putin hoffen, der das Probleme auch nur verschiebt (Kap.3.9.d.). Welch katastrophale Hoffnungslosigkeit, dank politischer Unfähigkeit! Erfolgreiche Diplomatie ist eben immer eine Funktion militärischer wie wirtschaftlicher Potenziale (Kap.5.2.), was Ideologen einseitig eben nie akzeptieren werden (wenn vielleicht auch begreifen).


In den letzten Jahrzehnten waren es weltweit immer nur Stellvertreterkriege – was hoffentlich so bleibt. Die Folgen dieser temporären Auseinandersetzungen, als Streit der Systeme, sind – bei diesen Menschenmassen und dem Vernichtungspotenzial – sowieso existenzbedrohend für alle. Zwischenzeitlich brechen die Wirtschaftsbeziehungen ein, lösen sich über Jahrzehnte entwickelte diplomatische Beziehungen auf und diverse Konflikte nehmen zu. Die wirtschaftliche wie politische „Globalisierung“ ist eben ein Epochenwechsel, wie er sich bereits nach dem ersten Weltkrieg angedeutet hat. Nichts geht mehr ohne internationale Verknüpfungen, mit wechselnden Blockbildungen (politisch, kommerziell, ideologisch). Zwangsläufig werden jene Staaten reüssieren, denen es mit diplomatischer Cleverness gelingt, alle legalen wie auch illegalen Register zu ziehen (begrenzt nur durch Gegenseitigkeiten), um die Sicherheit und Wohlfahrt ihrer Bürger zu gewährleisten (Kap.4.6.).


Die Welt droht nicht nur, sondern wird in zwei Blöcke zerfallen: In einen US-zentrierten Westen und einen nach China – was sich allerdings sehr schnell ändern kann, nehmen doch die Amplituden der Veränderungen der letzten Dekaden dramatisch zu. So baut China zwar sein Einflussgebiet systematisch aus, versucht ökonomisch autark zu werden, und dabei Abhängigkeiten zu vermeiden, stärkt aber mit allen zur Verfügung stehenden Mitteln sein Militär und versucht die Bevölkerung stringent auf die Ziele der kommunistischen Partei (eigentlich Xi`s) einzuschwören; dennoch lassen sich erste Anzeichen eines unaufhaltsamen Niederganges erkennen. Niemals – beweist die Geschichte – lassen sich Menschen auf ewig steuern, drangsalieren, noch sind uralte kulturelle Besonderheiten „par ordre de mufti“ hinwegzufegen. Da nützen auch neue Absatzmärkte nichts, wie billige Produktion und endlose Arbeitskräfte entlang der neuen Seidenstraße, Diebstahl von Wissen über Jahrzehnte, der Ausbau von Abhängigkeiten (Kap.3.9.a.). Zwar bleibt die Kontrolle der Rohstoffe noch ein Druckmittel, aber auch das gilt nur temporär (vielleicht noch in der Erweiterung nach Russland – ob die das schon begriffen haben?).


Zum zweiten Thema, der Wohlfahrt einer Nation, also der Wirtschaftlichkeit, stehen wir genauso vor einem Epochenbruch. Nach dem Industriezeitalter – so über fast zwei Jahrhunderte hinweg –, bewegen wir uns in eine völlig neue Ära, die alles Bisherige in den Schatten stellen wird, mit höchsten Anforderungen an die Bevölkerungen, aber auch an die Politik. Betrifft dieser Wechsel doch die gesamte Industrie- und Gewerbekultur, die internationalen Wirtschaftsbeziehungen, Ausbildung und Fähigkeiten, ändert Verhalten und Einstellungen. In unserer Politik sind dz. keine adäquaten strategischen Ansätze zu erkennen. Wir stolpern wieder einmal unvorbereitet in eine unsichere Zukunft. Wie sich der Einzelne hier positionieren wird, hängt ausschließlich von seinen Fähigkeiten wie seiner Einsatzbereitschaft ab – Eigenschaften, die in den letzten Jahrzehnten politisch wenig gepflegt wurden (Kap.3.3.e.).


Neben der Sicherheit gegen Auseinandersetzungen ist eben die Versorgung ein weiteres großes Thema eines Staates. So haben sich – nach dem Primat der landwirtschaftlichen Produktion über die Jahrtausende – in den letzten zwei Jahrhunderten die Leistungsverhältnisse sowohl politisch wie technologisch gravierend, wie es die Grafik andeutet, verändert. Die Versorgung mit Nahrungsmitteln, als Erwerbstätigkeit (lt. BIP), wird wieder zunehmen, hingegen die industrielle Produktion, nach einem Übergang, vermutlich sich wieder abschwächen; mit all den radikalen Folgen an internen Verschiebungen für die Nationen wie der Bildung und Versorgung der Bevölkerungen.
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Abb. 1: Veränderungen epochaler Leistungen


Nach BIP, hypothetisch, eigene Darstellung in Anlehnung an Demokratie-Erosionen3


Vergleichende Annahmen wären eine Voraussetzung für eine nachhaltige Planung, für eine strategische Konzeption. Nichts dergleichen findet sich in den westlichen Demokratien, einzig persönliche Egoismen von Wahlperiode zu Wahlperiode; wovon nicht nur die Existenz der Demokratie, sondern die Wohlfahrt und Freiheit der gesamten Nation abhängt.


c. Rhetorik, Diskurs und Logik


Die Entwicklung von Gruppen wie auch von Nationen, ihre Effizienz und ihr Wohlstand, ist eine Funktion des (bestmöglichen) Einsatzes inhärenter Fähigkeiten auf Basis (bestmöglicher) Nutzung vorhandener Ressourcen, E = f (Fmax, Rmax). Wobei schon „Effizienz“ wie „Wohlstand“ näherer Erläuterung bedürfen, sind doch je Individuum die Interessen, ihre Ziele, unterschiedlichst, dazu immer temporär gefärbt. Jedenfalls dürfte in Demokratien Konsens herrschen in der Annahme einer Maximierung von Freiheit, Gleichheit und Gerechtigkeit. Diese ist dennoch immer Resultat der Verhältnismäßigkeit zur Umgebung (den Nationen). Unterliegt doch alles einer „Aktualität“, als stille Triebfeder der menschlichen Entwicklung – dem Wettbewerb in allen Stufen, eben dem „freien Markt" (der dennoch nie „frei“ ist, irgendwo, irgendwer, immer „Macht“ ausübt, zeitlich begrenzte Schieflagen verursacht).


Die „bestmögliche Nutzung der Ressourcen“ einer Nation ist eine Funktion ihrer „menschlichen Fähigkeiten“, aber genauso begrenzt von vielen individuellen Hemmnissen. Somit ist die Gesamtentwicklung eines Staates – was ja nicht wundert – eine Saldierung positiver wie negativer „Individualitäten“; also eine beeinflussbare Balance. Die Resultate privaten Verhaltens, oder die eines Unternehmens, hängen ja vom Grad der Kumulierung der jeweils eingesetzten menschlichen Fähigkeiten auf Basis verwendeter und verfügbarer Ressourcen ab. Jeder gibt Seines (ist „bereit“ zu geben), nach seiner(!) Intuition, ausschließlich, und nur! Und das, in Relation zu seinem Umfeld, also, ein nur „relativ Bestes“. Andererseits der Versuch des „Führers“ (Vorgesetzten etc.), nach seiner Einstellung sein „Bestes“ zur (kaum gemeinsamen!) Zieloptimierung zu geben. Es ist die geübt eherne, individuelle Handlungsalternative des Einzelnen im Rahmen seines Umfeldes! Also, alles andere als individuelles „Maximum“. Schlussendlich kumuliert, als Leistungs- und Einsatzbereitschaft (im BIP), als summierter Erfolg einer Volkswirtschaft.


Allerdings gerät diese fundamentale Grundlage einer Gesellschaft – in der Demokratie wie Autokratie (Kap.5.4.) – immer stärker in Vergessenheit, wird zunehmend Resultat des demokratischen Verteilungsprozesses, aus verquerem Gerechtigkeitssinn, aus Antidiskriminierungswahn, aus wahltaktischen Gründen etc. Spüren wir überhaupt noch – z.B. wie damals, in der Gründungsphase unserer Demokratie – diese notwendige, einzigartige Leistungsbereitschaft über alle Ebenen der Gesellschaft, zu Gunsten aller? Bekannt ist es alle Mal. Nur einen gibt es, der das offensichtlich nicht mehr so sieht, der Staat!


Läge doch hier die Logik, in der „Optimierung“ eines rückhaltlosen, höchstmöglichen Leistungseinsatzes! Den tatsächlichen „Einsatz“ allerdings bestimmt das Umfeld – hier, die Parteipolitik (in all den Hierarchien). Als – für Außenstehende – doch undurchschaubares Konglomerat aus gewachsenen Netzwerken, externen Einflüssen (Vorgaben, Wahlen, Umfragen), je nach individuellen Fähigkeiten der Mitglieder sowie der wirtschaftlichen Potenziale.4 D.h., nicht mehr die „Effizienz“ des Staates per se ist Leitziel, sondern es veränderte sich, transformiert sich auf persönliche Ziele, sowohl der „Wählenden“ wie der „Auserwählten“; entspricht also weitgehend nicht den zu erwarteten, geschweige möglichen „Fähigkeiten“ (des Staates). Auserwählte tun zwar gut daran, den Parteiauftrag umsetzen zu wollen, (mehr oder weniger) zu versuchen die Aufgabendefinition im Hierarchiegefüge des Staates zu erfüllen (eben, um auf der Parteienliste zu überleben); die „Effizienz des Staates“ allerdings tritt dabei in den Hintergrund, gilt nur mehr offiziell, oder besser, unterliegt schlussendlich individueller „Wahloptimierung“. So läuft es in Kettenreaktionen über die zugeordneten Hierarchien konsequent weiter, bemüht sich doch jeder „Auserwählte“ – nun in Funktion und Macht –, seine „Hierarchien“ auf Loyalität zu trimmen, entsprechend zu fördern und auszustatten, zu versuchen, persönliche Ideologien (besser, begrenzte Fähigkeiten) durchzusetzen. Und, wie die Praxis in vielen öffentlichen Beschäftigungsverhältnissen zeigt, korreliert die „Qualität“ des Einsatzes primär zum eigenen Nutzen (und konsequent, nicht zum Besten der Gesellschaft, des Staates).


All das ist bekannt (wenn auch nur verhalten diskutiert), variabel je Fähigkeitspotenzial und Verhalten des Leitwolfes (der Leitwölfin), und hat sich über Generationen so gefestigt; bis – ja, bis wann? Gibt es doch bis dato kein demokratisches Regelwerk, um Ineffizienz – und das in höchsten Ämtern – zu verhindern. Das einzige Korrektiv, die Wahl, ist wenig erfolgreich, eigentlich nur oberflächliche Routine kaum fassbarer Parteiphilosophien (Kap.4.4.). Aber eben, bis wann? Das ergibt sich zwangsläufig: Bis der Staat wirtschaftlich abgewirtschaftet hat, bis er zusammenbricht oder Revolutionen und Kriege ihn hinwegfegen. Sehen wir ernsthafte reale Alternativen, um wieder zu durchdringendem, rückhaltlosem Leistungsbewusstsein zurückzukehren (wie sich ja jedes ordentliche Familienoberhaupt verhält!)? (Kap.5.3.).


Ein weiteres, wenn auch einseitiges Vehikel des Diskurs`, sind Umfragen. Ein allerdings echtes demokratisches Problem, so sehr auch der „demokratische“ Impetus betont werden möge. Besonders in letzter Zeit – im Zuge vielfältiger neuer Medien –, verhalten sich Politiker zunehmend „umfragegetrieben“. Umfragen hat es zwar immer schon gegeben (wenn auch mit differenter Seriosität erhebender Institute), bedenklich ist jedoch ihr wachsender Einfluss auf das politische Geschehen. Je nach (politisch) persönlicher Intention, bei irgendwie begründeter Meinungsdifferenzen, bleiben sie doch nur Resultate eines „Day-to-Day-Business“ sowie medienforcierter Highlights; also Gegenteil jeder strategischen Ausrichtung. Beeinflussen sie doch so – als temporär irrationale „öffentliche“ Meinungstendenz – signifikant parteipolitische Meinungsbildung, sofern sie für die Initiatoren Wahlchancen zu verbessern scheinen.


Besonders in Deutschland, während der Ära Merkel (2006-2021), hat das Phänomen der Umfragen, mit nicht unerheblichem Einfluss auf das politische Verhalten, als „Umfragepolitik“, zugenommen. Bei jeder Gelegenheit die gerade Teile der Öffentlichkeit aufwühlen, fühlt sich irgendwer berufen, eine Umfrage (als „empirische Wissenschaft“?) – zumeist „Lobbylastig“ – zu veranlassen, um politische Entscheidungen, Empfehlungen, ableiten zu wollen. Da es häufig temporäre Themen betrifft, die von einer (vorselektierten) „Menge“ nach ihren „aktuellen“ (also vergänglichen) Einstellungen bestimmt werden, dazu häufig fachlich komplex verkettet sind, nimmt man den gewählten Volksvertretern Entscheidungen ab (damit sie ohne Fehler die Periode gut überstehen), und bekommt so Ergebnisse mit politischen Konsequenzen, die jeder logisch strategischen Entwicklung des Staates zwangsläufig widersprechen müssen.


Man frägt sich, wieso eine politische Führung, mit doch immer umfangreicheren Expertenstäben, selbst einfache und logische Themen – häufig Selbstverständlichkeiten für die Öffentlichkeit – nicht rational gelöst werden können? Zumeist sind die „Erkenntnisse“ dann, trotz zeitaufwändiger Diskussionen, volkswirtschaftlich unnütz, entsprechen also kaum dem politischen Auftrag. Hängt es damit zusammen, dass die Abgeordneten zunehmend sich keiner praktischen Erfahrungen aus der freien Wirtschaft erfreuen, dass eben allgemeines, universelles Denken fehlt oder weil keinerlei qualitätsorientierte Personalpolitik geübt wird (Kap.4.1.a.)?


So ist es kein Wunder – offensichtlich fehlt eben die reale Praxis –, dass die Schulden weiter wachsen und keine der fundamentalen Themen nachhaltig, ökonomisch konsequent, gelöst werden. So kommt zwangsläufig – trübt einmal die Wirtschaft, die Geopolitik etwas ein – politisch Panik auf und der übliche Entscheidungsnotstand soll sich über „Umfragen“ lösen. Alles völlig verkehrt, in all den unbegrenzten Verkettungen, geschweige der Unfähigkeit für mehrere Projekte gleichzeitig – je Dringlichkeit – Lösungen zu suchen, sie in der Komplexität eines modernen Staates einzubinden. Zwangsläufig tendiert es zum Populismus (eben, in den Umfragen), zu Denkweisen, die für nichts Inhaltliches stehen, wie sie z.B. den Brexit ausgelöst haben bis zu all den fundamentalen Problemen.


Ein weiteres Problem ist die verlorene Diskussionskultur. Alle kennen wir es, endlose Diskussionen mit sich wiederholenden Argumenten und Gegendarstellungen, die – so fachlich sinnvoll sie im Eifer des Gefechtes auch scheinen mögen – sich im Nebel der Auseinandersetzung überwiegend wieder auflösen (und seien die Diskutanten noch so professionell); aber sich dennoch in Neuauflagen irgendwann wiederfinden (Migration, Geldpolitik, Rente, Verteilungspolitik etc.). So gelingt es „Minderheiten“ fachlich doch so Klares, „Wahres“, immer wieder infrage zu stellen, über infinitesimale Argumentationen dann doch noch auszuhebeln, Unsicherheiten zu deponieren. Dazu kommt ein Phänomen das jede freie „Diskussion“ behindert: die Vermeidung gerade „geächteter“ Begriffe je herrschender Ideologie – will man nicht ausgegrenzt oder zur Verantwortung gezogen werden –, die aber dennoch die Freiheit der Rede behindern, wie z.B. Begrenzungen und Qualitäten der Zuwanderung (bis zu staatlicher Gewalt), limitierte Sozialleistungen, Kriminalität ethischer Gruppen, Sanktionen bei Leistungsverweigerung, Extremismus in Religionen, ethische Merkmale, Qualitätsdefizite politscher Führer, selbst politische Meinungen an den Rändern etc.; eine unendliche Vielfalt – auch wenn sie temporär berechtigt sein mögen –, als aber doch Hemmnis jeder Demokratie. Es wirkt wie eine Entmündigung, eine Zensur – und das, in einer Demokratie! Woran liegt das, was steckt dahinter (Kap.4.2.)?


Ähnlich gelagert ist das Phänomen, Fragliches, Offenes auszulagern, einer Überprüfung, einer Analyse, eben einem Untersuchungsausschuss zuzuordnen, um zu überprüfen (?), um Klarheit, „Entscheidungsgrundlagen“, zu schaffen. Was, wie die Praxis zeigt, wenig nützt, haben sich zwischenzeitlich (teils über Jahre) doch die Verhältnisse geändert und das Thema bereits wieder in den politischen Hintergrund gedrängt, oder es ist eben von anderen Ereignissen überrollt worden. Schlussendlich war der ganze Aufwand nutzlos (und keiner reklamiert!) – dennoch findet sich das Thema irgendwann als offene Frage in neuer Diskussionsrunde doch wieder (in geändertem Rahmen). Als echtes Entscheidungsproblem unserer Demokratien! Autokratien haben diese Probleme ja nicht. Kaum je gelingt es in der Praxis, diesen circulus vitiosus zu durchbrechen – als ernstes Problem effizienter demokratischer Führung eines Staates (Kap.4.1.).


Resümee


Einerseits ist es die ständige Gegensätzlichkeit von differenten „Einstellungen“, andererseits undemokratisches Verhalten (wenn man von fehlender Bildung und Vernunft mal absieht, Kap.4.2.), das dieses fundamentale Instrument der Demokratie seit Jahrtausenden behindert (als Diskussionspatt!). Dazu kommt, dass, je redegewandter ein Diskussionspartner ist (d.h. nicht gebildeter, nicht reifer oder professioneller), desto meisterhafter gelingt es ihr/ihm, Ideologisches populistisch, mit immer denselben, wenn auch gefärbten Argumenten – die sich ad hoc eben rational nicht widerlegen lassen – als „offene Erkenntnis“ zu deponieren, ein temporäres Patt zu bewirken; im schlimmsten Falle bis zur politischen Durchsetzung. So stehen widerspruchslos immer wieder selbst dumme, inhaltslose, bis zu völlig falsche „Erkenntnisse“ im Raum (mit bis zum Teil „prägender“ Wirkung); dennoch, die Schlacht ist schon mal verloren!


Natürlich häufen sich im Nachtrag realistische Gegenargumente – allerdings zu spät, jahrzehntelang! „Populistisches“ ist eben eine überaus vereinfachende Umschreibung komplexer Zusammenhänge, um Verständnis, Zustimmung zu gewinnen, was eben ad hoc nicht aufzulösen ist (und doch Berechtigung hat);5 denen immer auch Visionen, Illusionen aber auch Ideologien zugrunde liegen können.


d. Verfassung/Gesetze


Wo Menschen zusammen leben, bedarf es, sowohl für den Frieden, für Prosperität und Sicherheit, der Regelungen und Gesetze, die – nach heutiger Logik – sowohl solidarischen Ausgleich (in der Demokratie) wie die Optimierung der Ressourcen sicherstellen sollen. Das aber ist ein Dilemma, da in den so gewachsenen komplexen Organisationen immer mehr Regelungen sich zwangsläufig gegen individuelle Freiheiten entwickeln. Denkt man das zu Ende, bewegen sich Demokratien (ideologisch forciert, Kap. 4.6.) doch in Richtung Autokratien – egal wer die Macht denn nun tatsächlich innehat –; eine ernüchternde Erkenntnis. Wann überschreiten wir also die Schwelle, wann begrenzen Regelungen die Freiheit so stark, dass die persönliche Entfaltung gehemmt wird? Alles reduziert sich also auf die Regelungstiefe, da doch immer diffizilere Gesetze selbst „Ethisches“ regulieren wollen – Ideologien bereits durchschlagen –, und so nicht nur die Freiheit, sondern selbst die Freiheit des Denkens einschränken (Kap.4.1.b.). Nirgendwo sind dem Grenzen gesetzt, selbst nicht in den Grundrechten. Dann läge die Macht aber nicht mehr beim Souverän, sondern im „Regulativ“, also bei jenen die es anzuwenden haben, in der Bürokratie. Macht wäre dann aber nicht mehr vom persönlichen Willen, einem individuellen Verhalten zu unterscheiden – und die Grenzen zur Autokratie verschwimmen. Das mag weit hergeholt sein, dennoch können wir uns des Eindrucks nicht erwehren, dass wir, in unserer Regulierungswut, bereits einiges überzogen haben, in über 70 Jahren Demokratie (Kap.5.3.).


Sehen wir nur einfachste Verfahren, mit denen jeder von uns immer wieder in Kontakt mit der „Verwaltung“ tritt. Alles ist irgendwie „angreifbar“, ist nicht eindeutig geregelt – „benötigt“ (?) gesetzliche Erläuterung. Bei den tagtäglichen Kontakten, persönlich oder über IT, überall, selbst zu banalem Einkauf, akzeptieren wir Vereinbarungen, Datenschutzbestimmungen, Verträge etc. – ohne professionelles Wissen des tiefergehenden Inhaltes, der möglichen Konsequenzen, geben uns willenlos in die Hand von irgendwem, hoffen – aus reiner Usance – nicht „haften“ zu müssen. Ist das noch die Freiheit demokratischer Entfaltung? Alles ist bürokratisch geregelt, vielfach überzogen. Wir sind unbegrenzten Regelwerken ausgeliefert; nur, wir haben's noch nicht begriffen.


Natürlich sind geregelte Rahmenbedingungen, Gesetze, zwingend notwendig, um eben das Zusammenleben nachhaltig zu sichern. Gehen wir zurück in unsere Geschichte, zu den Naturgesetzen (Kap.5.5.), den erlernten Abläufen erster Gemeinschaften, später zu den Großreichen, mit bereits kodiertem Verhalten nach den Erfahrungen des Lebens, mit sanktionierten Abweichungen.6 Jedes soziales Gebilde hatte ihre eigenen Erfahrungen, Kulturen, die sich als „gesetzliche“ Rahmenbedingungen weiterentwickelten. Zum Bruch kam es nur im Zuge von Revolten und Kriegen – vielleicht als natürliche Korrektur zu komplexen Regelungen.


Es sind die weiter erstarrenden Vorgaben, denen Gesellschaften ausgeliefert sind. Es sind diese komplexen Strukturen, die das Leistungspotenzial, die Einsatzfreude allgemein, selbst die einer aufgeblasenen Bürokratie behindern; fast schon ein „staatliches Verbrechen“ gegen das Entfaltungspotenzial eigentlich engagierter Menschen. Sollte doch „Die Gesetzmäßigkeit der Verwaltung [..], nicht zu einer vom Parlament zu weitgetriebenen „Vergesetzlichung“ führen, die die Eigenständigkeit und notwendige Flexibilität des Verwaltungshandelns beeinträchtigen.7


So hat die ständige Regelungsflut in der Kontinuität einer friedlichen Demokratie – bei wachsendem Eigenleben der Institutionen –, eine Komplexität erreicht, die an sich jede entscheidende Korrektur bereits verhindert. Jede gesetzliche Regelung die vom aktuell politischen Klima getragen wird, ist zwar temporär gültig, sollte aber dynamisch bleiben, müsste sich also den geänderten Verhältnissen anpassen; was allerdings gegen die Praxis spricht. Selbst Verfassungen können sich überholen. So hat sich eine Mentalität der „unbegrenzten Gültigkeit“ von gewachsenen Gesetzen wie Institutionen eingeschlichen, die zu einer zunehmenden Erstarrung der staatlichen Prozesse führen muss. Kein Wunder, wenn demokratische Staaten langsam aber sicher stagnieren.


So versuchte die deutsche Regierung (2023) wieder einmal die Bürokratie zu reduzieren – bedingt durch die Energieknappheit –, und bleibt dennoch immer wieder – eben, aus den Problemen der Komplexität – in unzähligen Details, praktisch wuchernden Formulierungen hängen. Selbst Experten meldeten sich aus allen Richtungen mit handfesten „Hemmnissen“, so dass selbst beste Absichten sich konterkarieren; schlussendlich – als ungewolltes Resultat – Exekutive und Judikative noch mehr belasten, das Gegenteil bewirken. Und wird Widersprüchliches nicht professionell beseitigt, sondern dank politischem Willen durchgesetzt, kompliziert sich alles noch weiter.


Neu ist das Thema nicht. Bereits aus den Aufzeichnungen 1983 Helmut Schmidts geht hervor, dass (1) die Flut von Gesetzen, Verordnungen, [..] Investitionen jedes Unternehmen hemmen, Arbeitnehmer und Steuerzahler durcheinanderbringen, die Wirtschaft zu einem gefesselten Gulliver macht, (2) sich ein radikaler Abbau der Überregulierung des Staates, die Verschlankung der Bürokratie erzwingt, (3) vielmehr innovative Produkte benötigt werden sowie (4) endlich eine neue Bildungspolitik zu mehr Wettbewerb und Abbau der Innovationsfeindschaft führen sollte8. Seitdem hat sich nichts Bedeutendes getan! Im Gegenteil, alle vier Themen verhärten sich weiter. Wir lernen nichts aus den alten Erkenntnissen: „Es ist die wachsende Bürokratie, die viele Ressourcen bindet. Behörden sind bemüht, die eigene Kompetenz auszuweiten, was zu steigender Anzahl von Mitarbeitern führt. Wichtiger Grund für die wachsende Bürokratie sind nicht-praxistaugliche Gesetze.“9


e. Verwaltungen und Bürokratie


Keine Organisation, so auch der Staat, kommt ohne Verwaltungen aus. Bürokratie schafft Rechtssicherheit (Max Weber) sowie gleiche Regeln für alle, und dokumentiert die Entscheidungsprozesse. Was leider nichts über Größe, Tiefe der Einflüsse in den öffentlichen Prozessen und Qualität wie zur Effizienz aussagt. Gesetze und Regeln sind – je hektischer eine Regierung ist – schnell gemacht, zumeist jedoch ohne Rücksicht auf Verkettungen und der Kosten sowie der zwangsläufig vielen Fragen zu der organisatorischen Praxis; das wird erst im Zuge der Umsetzung nachgeholt und bläht so über die Jahrzehnte die bürokratischen Strukturen immer weiter auf. Verwalten scheint banal, klingt einfach und logisch, aber hat sich über die Jahrzehnte zu einem echten Problem, einem echten Hemmnis für die wirtschaftliche Effizienz, für den Staat an sich entwickelt.


Natürlich ist das bekannt, europaweit. Eine Vielzahl von Anstrengungen zur Reduzierung wird immer wieder unternommen, mit dem Resultat, dass per Saldo die Bürokratie dennoch weiterwächst. Man sollte meinen, dass die sich rasant entwickelnden IT-Prozesse Entlastung bringen (könnten). Tun sie aber nicht, einerseits da neue Regelungen/Gesetze (über Bund, Länder, Gemeinden) in praxi ständig neue Probleme aufwerfen, Anpassungen erfordern, und so jede (IT-)Struktur selbst wieder infrage stellen – geschweige unübersehbarer Verkettungen zu tangierenden, vielfach gar nicht bekannten Fachgebieten –, und andererseits, da alleine die Kosten10 hoch sind und komplexe IT-Konglomerate doch stabile politische Entscheidungen erwarten lassen (was bis dato politischem Verhalten widerspricht); ganz zu schweigen von überzogenen Datenschutzrichtlinien, die – bei ständiger Anpassung – den konsequenten Einsatz, eine spürbare Entlastung wie Effizienz, immer wieder verhindern.


Die Praxis zeigt, dass, in gewachsenen Demokratien mit ihren komplexen Strukturen, eine rationale Verknüpfung der Datenfülle (über modernste Medien) zwar möglich wäre, sich sogar erzwingt, doch durch das Verhalten wie mangelnder Konsequenz, sich nach dz. geübter Praxis ausschließt. Es schließt sich aber auch dank starrem Verwaltungskatalog aus – als kamerales Relikt –, als Ursache der über die Jahrzehnte wuchernden Verwaltungen. So hemmt es nicht nur die Entfaltung menschlicher Fähigkeiten, sondern lässt auch jede eigenverantwortliche Entscheidung zu einem Risiko werden. Es ist eben ein „zementiertes“ Verhalten, das nicht nur menschlich unangebracht ist, sondern – in Zeiten des radikalen Umbruchs, in einer globalisierten Welt – schleichend, ungesehen, die Entwicklung der Gesellschaft nicht nur behindert, sondern ihren wirtschaftlichen wie politischen Abstieg sogar fördert. Da nützen auch Legionen von Kritiken und Absichtserklärungen nichts, liegt doch das Problem im Verhalten der Legislative sowie in den längst überholten bürokratischen Strukturen mit ihren bürokratischen „Eigenleben“, was ja nicht „par ordre du mufti“ von einer dazu begrenzt fähigen Legislative zu lösen, also aus jahrzehntelanger Erfahrung auszuschließen ist.


Die Kosten der Bürokratie in Deutschland sind eklatant. Eine politische wie soziale Vernachlässigung, eine Behinderung von Fähigkeiten in den Verwaltungen, mit Bremswirkung für die freie Wirtschaft. Wäre es theoretisch doch möglich, die dann freie Kreativität der Mitarbeiter, als Dienstleister des Bürgers, zur Verbesserung der Abläufe, als echte Leistung zum Wohl der Nation, einzusetzen. Es wäre ein Schub für die Wirtschaft wie die Beschäftigten, ein Aufbruch in eine neue Zeit. Wäre doch nicht nur eine Vielzahl von Verwaltungstätigkeiten (weit über 50 %) zu automatisieren, zu verknüpfen, Innovationen und Engagements freizusetzen (in Deutschland alleine von 4,97 Million Beschäftigten im öffentlichen Dienst), sondern auch die Kosten dramatisch zu reduzieren, Abläufe zu vereinfachen. 11 Dazu kommt – bei wachsendem Personalbedarf der Verwaltungen –, dass, statt Personal abzubauen, Kosten zu reduzieren, ständig in allen Bereichen neue Planstellen gefordert werden (als eben Resultat wuchernder Regelungen, jeweils nach wechselnden Ideologien).


Nehmen wir ein weiteres Beispiel. Z.B. das deutsche Bundeskanzleramt: Die Beschäftigten sind in den letzten 20 Jahren überproportional gewachsen (Milliarden Euro in den Sand gesetzt worden)12. Alleine der Bund hat in zehn Jahren sein Personal um >20 % erhöht (seit 2010 sogar um 60 %); noch höher sind die Zuwächse bei Parteienwechsel (z.B. zu den Grünen). So werden unverdrossen Planstellen gefordert (damit fällt auch die Qualifikation); dennoch, weder sind zukunftsorientierte Maßnahmen getroffen worden, noch hat sich die Leistung verbessert. Im Gegenteil, Sicherheit wie Infrastrukturen wurden abgebaut, Abhängigkeiten sind gewachsen, die sozialen Kosten explodieren. Folge: Teils verlagern exportorientierte Unternehmen bereits Fertigungen in stabil scheinende Länder. All das reduziert die Wertschöpfung, erhöht die Kosten. Zusätzlich besteht die Gefahr die Technologieführerschaften zu verlieren. Westeuropa wird sich auf härtere Jahrzehnte einstellen müssen – die Rezession ist ja bereits offiziell.


Offensichtlich gilt – besonders in großen Einheiten –, dass sich Bürokratismus rational gegenläufig verhält. Je mehr Vorgaben, desto mehr Mitarbeiter, je komplexer die Strukturen, desto schlechter im Endeffekt die Leistungen (für den Bürger), bis zum Kollaps eines Staates (Kap.4.4.). Dazu wird durch die wachsenden Bürokratien alles unverständlicher, nicht klarer! So entsteht eine Klientelwirtschaft, über alle Hierarchien – die sich gegenseitig stützt und stärkt –, die (nach jahrhundertealtem Verhalten) alles über Regeln abzusichern versucht, über ein dichtes Gesetzes- und Regelwerk schleichend, ungesehen, den ganzen Staat, seine Leistungsfähigkeit wie die der Wirtschaft paralysiert. Nichts ändert sich! Der Chef des Nationalen Normenkontrollrates hat neuerlich festgestellt, dass „Die Tendenz zu unnötiger Bürokratie nehme weiter zu [..],dass wir irgendwann einen Knall bekommen werden [..]. Wenn der Staat den Vollzug seiner Gesetze nicht mehr hinbekomme.“13


Der Staat braucht nicht noch mehr Beamte, denn die Probleme nehmen mit der Menge eher zu. So dient er nicht dem Souverän, er saugt hingegen immer mehr Personal ab, was in der freien Wirtschaft dann fehlt – und verzerrt so zusätzlich noch die Vergütungsstrukturen.


Unverständlich ist ferner, dass die erfolgreichen Erfahrungen der freien Wirtschaft für rationelle Abläufe nicht die leiseste Parallele im politischen Verwaltungskonglomerat finden. Führt doch Eigenverantwortung auch zur Entfaltung von Fähigkeiten, sowie der Druck des Wettbewerbs zu ständiger Verbesserung der Abläufe; als eben Schlüssel des Wohlstandes. Warum gelingt es nicht, in den „Öffentlichkeiten“? Weil nur „verwaltet“ wird, keine „belegbare“ Verantwortlichkeit gefordert ist – pure Verantwortungslosigkeit. Seit mehr als einem halben Jahrhundert hat sich an diesem massiven Problem nichts geändert. Was sagt uns dies über unsere Demokratie, über die Qualität unserer Politiker?


Es gibt nur einen, der entscheiden könnte (auch kontrollieren sollte), den Wähler – der aber ist nicht in der Lage öffentliche Leistung zu beurteilen, noch kann er „Verantwortliche“ austauschen. Schlussendlich bleibt eine Straffung der Verwaltungen dem Zufall überlassen, nein, deutlicher, es geht weiterhin systemrelevant bergab. Patt! Wachsende Bürokratien – als neue Feudalismen – werden die Demokratien zu Fall bringen!


Resümee


Das Verhalten der staatlichen Verwaltung hat sich seit gut einem Jahrhundert nicht entscheidend verbessert; genauso nicht die Einstellung der Beschäftigten (sind sie nur lange genug in den Strukturen eingebunden). Ein Desaster, sowohl für die Mitarbeiter – als brachliegendes Entwicklungspotential – wie für die Entfaltung des Staates als Ganzes. Immer wieder wird geschworen, jetzt vereinfachen wir die Abläufe, verbessern die Dienstleistungen. In der Praxis geschieht kaum nennenswertes – und es wird auch nicht erwartet werden dürfen, solange sich das Verhalten nicht ändert (Kap.4.1.).


Es zeigt ein Verhaltensphänomen, dass wir in allen Kapiteln widerfinden. Sehen wir doch, dass bei jeder politischen Maßnahme auch endlose Kritik wächst. Das ist natürlich lästig für die Politik, zumal überwiegend fachlich seriöse Hinweise fehlen; noch schlimmer, als Legislative fühlt man sich angegriffen. Aber es gibt auch berechtigte Kritik; darauf nicht einzugehen, neue Erkenntnisse zu schöpfen, ist – im Sinne der Gemeinschaft – ein fundamentaler Fehler! Zeigen doch all die massiven Probleme der Vergangenheit, dass es immer Hinweise gegeben hat, die vor Schaden geschützt hätten. Stellen wir uns nur vor, wie stünde eine Nation da, wären aufgeschlossene Persönlichkeiten in sich gegangen und hätten aus Kritiken gute Lösungen abgeleitet (Kap.5.2.)!


3.2. Politikqualität und Vernunft


Das einzig wirksame demokratische Instrument um die Qualität aktueller Politik zu beurteilen, ist die Wahl. Aber wie wirksam ist sie tatsächlich? Oder besser, ist die Wahl eine echte „freie und gleiche“ Wahl, oder deutlicher, entspricht die Entscheidung eines Wählers tatsächlich seinem persönlich ungetrübtem Willen – unabhängig davon, inwieweit er überhaupt in der Lage ist, seine persönlichen Bedürfnisse in einer komplexen, medienüberfüllten Umwelt halbwegs plausibel einzuordnen (Kap.3.10.b.). Wir handeln zwar auch – in unseren „Demokratien“ – frei, im Rahmen westlicher Medien (obwohl die immer irgendwie Lobby-lastig sind), verdrängen aber dennoch, dass wir – in der Überzeugung freier Wahlen – vorselektierten Informationen wie Kandidaten, mit all ihren differenten „Qualitäten“ (auch der Parteien14) unterliegen, wie auch ein ausuferndes Bildungsspektrum drastisch abweichend zur Realität wirkt (Kap.4.2.a.). Widerspricht doch politisch Tagtägliches vielfältig dem, was sich in der Praxis so widerspiegelt.


So oberflächlich diese Pauschalierungen auch sind, zeigen sie doch die zunehmende Diskrepanz der öffentlichen Meinung zum Verhalten der Politik. Dennoch nehmen wir es seit Jahrzehnten gelassen hin, besser, kaum mehr wahr, reagieren also nicht – trotz bekannter Zusammenhänge –, gehen auf diese fundamentalen Differenzen nicht ein, geschweige, dass wir uns bemühen, etwas zu verändern. Klar ist allerdings, lange kann das nicht gut gehen, fallende Qualifikationen verkomplizieren und verhindern so praktikable Lösungen!


Versuchen wir – ohne auf die täglichen, abstumpfenden politischen Zwistigkeiten einzugehen – einige offensichtliche Verhaltens-/ Entscheidungsdiskrepanzen an einigen geläufigen Beispielen zu diskutieren:


a. Verantwortung und Verhalten


Die Qualität einer Politik bestätigt sich in den Resultaten für eine Volkswirtschaft, den Leistungen (der Verwaltung wie der Wirtschaft), sowie in der Sicherheit wie der Verteilungspraxis – und das, bei verhältnismäßigen Kosten. In Deutschland scheint mit der „Leistung“ (dem BIP) ein Kulminationspunkt erreicht zu sein sowie zur der Sicherheit tauchen Zweifel auf und die Verteilung läuft aus dem Ruder bei an die 170 sich überschneidenden Soziallleistungen; und das bei einer Staatsquoten knapp um die 50 % (Kap.3.3.a.). Dazu steigen die Steuereinnahmen ständig, aber nur ein Bruchteil fließt in Investitionen und die Schuldentilgung; der Großteil dient eben der Förderung des Konsums (als Soziales). Kritik zur „Leistung“ finden wir plötzlich überall (stagnierende „Produktivität“, mit Trends zu mehr „Freizeit“, selbst in den wachsenden Legislativen mit ihren hohen Vergütungen; so ist z.B. der Deutsche Bundestag einer der größten Parlamente der Welt).


Die Probleme beginnen schon früher. So sind die Strukturen und Entscheidungsprozesse in den Parteien eines der Kernprobleme effizienter Demokratien – was trotz ständiger Kritik der politischen Systeme bis heute soziologisch nicht sorgfältig analysiert wurde (Kap.4.1.a.). Im Hintergrund bestimmen doch über die Jahrzehnte personenorientierte Netzwerke die Richtung (wie in autokratischen Systemen!), womit sie nicht nur Aufsteiger disziplinieren, sondern auch die Philosophien, die Ideologien zementieren, Anpassungen an geopolitische Entwicklungen eher hemmen als fördern. „Die geforderte Effektivität der Entscheidungen führt dazu, dass sich die Macht bei Fraktionsspitzen und Parteiführungsgremien konzentriert. Der einzelne Abgeordnete unterliegt dem Partei- und Fraktionszwang, ist umso weniger Repräsentant des Volkswillens“15; verhält sich eben entsprechend „loyal“ (häufig gegen seine Überzeugung), also gegen die Verfassung?


Führt doch dieses stereotype Verhalten, bei abnehmender Professionalität (an Reife, Bildung, Fähigkeiten), in Jahrzehnten zu irreparablen politischen Fehlern. Schon wieder, als wachsender Gordischer Knoten! Die Bandbreite irrealer, abstruser Ideen nimmt – vermutet man als interessierter Bürger – mit der Anzahl an Politikern und Spitzenbeamten eher zu; mit genauso irrealer Wirkung quer Beet des Staates. Kann auch nicht anders sein, wie aus der Führung von Unternehmen lange bekannt ist. Und selbst diese Erkenntnis ist uralt: „Denn weichliche Länder pflegten auch weichliche Männer hervorzubringen; es könne nicht dasselbe Land zugleich köstliche Frucht tragen und tapfere Krieger.“16 Man mag – aus heutiger humanitärer Sicht – diese Aussage angewidert ablehnen, aber bestätigt dennoch demokratisch irreales Verhalten.


Ab den 60er Jahren jedoch hat sich in den westlichen Demokratien eine dennoch nützliche Verhaltenskorrektur ergeben, die Übertreibungen allerdings nicht ausschloss. Höherer Freiraum bedeutet in sich oftmals auch geringere (ethische) Disziplinierung aber auch reduziertes Verantwortungsbewusstsein; beides sind aber Grundvoraussetzungen gesellschaftlich stabilen Verhaltens. Sind wir doch in letzter Zeit mit vielfach jungen und unerfahrenen Politikern konfrontiert – redegewandt und mit hohem Selbstvertrauen, bei leider bescheidenem Wissen wie dünner Ausbildung und fehlender Lebenserfahrung –, die dennoch fundamentale Entscheidungen von „Amtswegen“ treffen, die sie in der Komplexität der Nachhaltigkeit nicht in Ansätzen beurteilen können. Müssen sie auch nicht – behauptet ein Teil, da sie aus dem Volk gewählt werden –; doch, meint der andere, in einer völlig gewandelten Umwelt müssen sie die Konsequenzen beurteilen, zumindest abschätzen können, selbst wenn sie von Experten vorbereitet wurden. Also verlangt es zumindest begrenztes Universalwissen, jedenfalls relevante Bildung wie Berufs- und Lebenserfahrung.


Das führt zum zweiten Problemkreis in einer nun endgültigen Globalisierung, nämlich der relevanten Entscheidungsfindung (Kap.4.1.a.). Dabei wird – intuitiv – vorausgesetzt, dass Experten, Berater, die Themen vorbereiten. Das allerdings verschärft das Problem nur (und löst es beileibe nicht). Alles bleibt ideologisch gefärbt, vom Auswahlprozess der Experten, über die Definition des Problems, von der Beurteilung der vernetzten Nachhaltigkeit bis zur Abstimmung mit den Stakeholdern; geschweige der Kommunikationsprozesse, der beständigen Unsicherheit sowie der Vielseitigkeit der Meinungen. Mit all dem muss eine Politik klarkommen, Entscheidungen treffen, vermitteln und durchsetzen können, was zwangsläufig erfahrene, exzellent gebildete, ausgleichende Persönlichkeiten voraussetzt (gegensätzlich des aktuellen Trends). Und all das bei beharrenden Bürokratien, fehlendem Verantwortungsgefühl und risikolosem Handeln. Wissen wir doch, dass Entscheidungen überwiegend emotional getroffen werden, auch wenn versucht wird, sie rational zu verbrämen (Schätzungen bis zu 99 %17). Zumeist getroffen nach persönlicher Sozialisierung; so haben z.B. in Deutschland 47 % der Beamten in Führungspositionen eine juristische Ausbildung, gefolgt von den Wirtschafts- und Politikwissenschaften mit 34 %18, also mit stark ausgeprägten Einseitigkeiten.


b. Planung und Perspektiven


Die Energiepolitik Deutschlands zeigt über Jahrzehnte die ideologische Handschrift der Grünen. Einer Ansammlung wohlstandsverwöhnter Schöngeister unterschiedlichster Strömungen – als Minorität –, denen, je zeitgemäßer Trends wie Klimaschutz (egal der Belastungen für die Gesellschaft) und überbordender Sozialleistungen, weltweite Humanität (Menschenrechte), grenzenlose Einwanderungspolitik (egal mit welchen Folgen) sowie Freiheit und Frieden (egal vernetzter Belastungen) bis zur Bildung, ihre einseitigen Ideologien über alles gehen. Beeinflussten so den Abbau der Wehrhaftigkeit mit, verhinderten Forschungen je Ideologie (z.B. Kern-, IT-, Gen-, Bio- und Waffentechnologien, Grundlagenforschung u.a.) und hemmten so – schleichend, unerkannt – die wirtschaftliche Entwicklung nicht nur Deutschlands, selbst Europas. Deutschland hat so einen kaum merkbaren Verhaltenswandel vollzogen, der bereits vor Jahrzehnten den wirtschaftlichen Abstieg eingeleitet hat (Kap.3.3.c.). Blauäugig zu „menschlichen Eigenheiten“, treiben ihre ideologiehypen Themen naive Gruppierungen auf die Straße, mit Demos, Blockaden; z.B. 2022: „Mit den Klimamaßnahmen leiten wir eine sozial-ökologische Marktwirtschaft ein. Wenn wir das schaffen, werden wir Geschichte schreiben". Und wenn nicht – wie es aussieht (Kap.3.5.) –, geht es den Bach runter. Ideologien können Demokratien so in den Ruin treiben.


Strategische Planungssysteme sollten dem gegenüberstehen! Planungsprozesse müssen (trotz vieler Wünsche) Expertensysteme sein; und erreichen dennoch ihre Ziele nur begrenzt. Die meisten staatlichen Strategien und Planungen hingegen – wie die Praxis vielfach beweist – haben ihre Ziele kaum wie prognostiziert erreicht, und wenn, mit explodierenden Kosten und Belastungen. Sind doch staatliche Planungen immer wieder ideologische Parteiveranstaltungen, also individuell gefärbt, dazu mit optimistischen (zumeist wahloptimierenden) Annahmen um Entscheidungen durchzudrücken und das eigene Prestige zu fördern, also politische Werbung zu betreiben. Und werden einmal Investitionen gegen uralte Hürden durchgedrückt 19 , spielen Planungen, Umweltauflagen, Kosten etc. keine Rolle mehr. Ähnliches finden wir in vielen Projekten (s.u.).


Die Klimamaßnahmen 2023 sind zwar auf Jahrzehnte angelegt, dazu – leider, wie eben immer bei Großprojekten – oberflächlich, ideologielastig, und pausbacken dank Parlamentsmehrheit durchgesetzt. Die massiv negativen Folgen für den Staat, die Bevölkerung, wie für Europa, sind kaum abzuschätzen – wenn auch in Ansätzen greifbar. War es doch nicht „Rationales“ was diesen weltweit Klima-Hype auslöste, und so eine kritisierte, belächelte Minorität in die politische Führung Deutschlands und damit Europas katapultierte, sondern der „Zufallsgenerator“ Pariser Klimaabkommen (2015). Die demokratischen wie faktischen Konsequenzen sind noch offen, jedoch konträr des nachhaltigen Wohlstands (Kap.3.6.). So schlägt bereits nach zwei Jahren Regierungsverantwortung die Realität durch, mit Fehlentwicklungen die sowohl die nationale Leistung wie die Finanzen dramatisch nachhaltig belasten. Dennoch, die Verantwortlichen werden in Ruhe weiterhin üppige Bezüge genießen.


c. Politische Illusionen


Mehr oder weniger sind Ideologien – alleine aus dem demokratischen Wechselspiel der Parteien – immer vorhanden, nur der Realitätsbezug ist entscheidend, inwieweit Nationen sich dennoch erfolgreich weiter entwickeln. Das letzte Jahrhundert sah mehrere Systemwechsel, von Monarchien zu Demokratien, die wieder abgelöst von Faschismen, gefolgt von autoritärem Kommunismus, nun mit langen demokratischen Friedenszeiten in Europa; bei ideologischem Wechsel von Kommunisten bis zu Sozial- oder Christdemokraten, und nun zu den Grünen; die aber, paradoxerweise, dominieren dennoch, bei einem Wähleranteil von nur um 14 %.


Die Grünen sind ein Resultat der aufkommenden Bewegungen der 60-/70er Jahre dank starrer bürokratischer bis autokratischer Strukturen, sowie (später) der Umweltbelastungen mit ihren Folgewirkungen; mit Schwerpunkten gegen die Kernenergie und atomare Hochrüstung sowie mit humanitären Tendenzen wie Friedensbewegungen, für Migration, der Durchsetzung von Menschenrechten sowie gegen jede Form der Vergewaltigung der Natur (so logisch und akzeptabel alles scheint, bleibt es dennoch eine Frage gesellschaftlicher Prioritäten). Man findet die Grünen primär im jüngeren Bürgertum, den Studentenbewegungen, und in den letzten Jahren mit wachsendem Migrationshintergrund. Sie waren der aufklärerische Geist gegen hierarchische Verhaltensmuster, bei damals hohem Widerstand breiter Bevölkerungsschichten, also vernachlässigbarer Wahlergebnisse (was sich erst dank des weltweiten Hype „Klima“ drehte). Es ist diese Einseitigkeit an der sie scheitern werden, an einem fast autoritären, von Ideologien geprägten Verhalten; bleiben doch sozial- wie leistungsinhärente Staatsaufgaben immer gleichberechtigt gültig – was zwangsläufig zunehmend auch der Öffentlichkeit bewusst wird.


So hatten zur „grünen“ Entwicklung die zeitgemäßen Berichte (Hochrechnungen) des Club of Rome und folgender entscheidend beigetragen20; ihr positiver Einfluss über die Jahrzehnte ist unbestritten. Heute bestimmen sie allerdings mit dem Thema „Klima“ die gesamte politische Entwicklung Deutschlands, setzten der Ampel-Regierung ihren Stempel auf. Da adäquate Bewegungen überall in der Welt zugenommen haben, hat sich ihr Einfluss in Deutschland 2021 – als die Klimaveränderung ja nicht mehr zu leugnen war – in mehreren lokalen Wahlen etabliert. Damit sind sie nun aber auch an der Macht, und so in der Verantwortung für diese radikale Änderung der staatlichen Philosophie hin zur Ideologie (weitgehend unerkannt ), also für das geänderte Verhalten allgemein. Die Folgen sind offen, Tendenzen deuten sich jedoch an:




	
Altersstruktur (in Regierungen und Parlamenten): Mit der Ampelregierung ist ein Generationenwechsel, mit all den Philosophien wie sie ein Wechsel mit sich bringt, vollzogen. Es überwiegt „juvenile“ Ideologie – und die ist wenig hilfreich, bei all den vielfältigen und komplexen Themen für die Steuerung eines Staates, besonders in diesem wirtschaftlichen wie politischen Umbruch.


	Ihr Vorgehen ist von geringer politischer Erfahrung durchdrungen, von fehlender „abgeklärter Kontinuität“ entsprechend politischer Usancen; besonders bei innenpolitischen (wirtschaftspolitischen) Themen und in der (nun konzeptlosen) Außenpolitik.


	Auch ein „einschlägig geringer Bildungshorizont“, mit also fehlender Korrelation von Ausbildung wie persönlicher Voraussetzung zur Funktion, wirkt sich zwangsläufig auf Führungsverhalten und Entscheidungsqualität, mit Auswirkungen auch auf den Verwaltungsapparat, negativ aus.


	
Der Umbruch von „Alt auf Jung“ bringt (als natürliche Folge) eine höhere Dynamik und Entscheidungsfreudigkeit mit sich, der, bis dato – seit den letzten 7 Dekaden, bei doch stabileren Wechsel von Schwarz auf Rot et vice versa – dennoch unspektakulär ablief. Mit der Ampelregierung sind die Prozesse aber zwangsläufig radikaler.


	Die massivste Veränderung durch eine doch stark ideologisierte Partei führt zur Dominanz von Ideologien mit dem Willen, koste es was es wolle Ideologisches (ob richtig oder falsch) auch durchzusetzen. Nicht nur in Deutschland, nein, in ganz Europa (dank des wirtschaftlichen Übergewichts Deutschland), noch mehr, in der ganzen Welt (sic!). Zwar blauäugig, als knapp 2 % der Weltbevölkerung, aber dennoch ohne Rücksicht auf unzählige und vielfältige Kulturen mit ihren jahrtausendealten Entwicklungen – davon Großteiles autokratisch geführt.


	Für den Raketenstart in die Führung Deutschlands fehlte ihnen sowohl in den obersten Ebenen wie in den vielen bürokratischen Verzweigungen, die nun vielfach (ideologisch) neu zu besetzen waren, ausreichend qualifiziertes, besonders jedoch einschlägig gebildetes sowie erfahrenes Personal. Das muss zwangsläufig zu Fehlern führen, mit multiplikativer Wirkung auf die Nation. Schon bei der Nominierung der Mandatare waren Qualifikationsanforderungen nur begrenzt entscheidend. Offensichtlich galt „je lauter und konsequenter man sich durchsetzen kann“, desto sicherer ist eine Spitzenfunktion. Beispiel: die Vorsitzenden. Qua Parteifunktion bestimmten sie autoritär z.B. das Außenministerium (nach misslungener Kanzlerschaft); unerfahren für diese politisch brisante Aufgabe und ohne relevante Bildung und Erfahrung. Ernüchternde Erkenntnis: „Qualität“ zählte selten, nur „Durchsetzung“, Egozentrik gilt!


	
Ideologie und die Praxis der Verantwortung: „Wir wollen die Welt verändern“! Ideologie kostet aber „Wohlstand“ (zumindest vorerst). So eine brutale Schuldenpolitik, ohne Verständnis relevanter Komplexität (Kap.3.8.b.), das Negieren wirtschaftlicher Konsequenzen (auf Jahrzehnte), hat Deutschland noch nie erlebt. Und das, als Klimamaßnahmen nur für Deutschland, für gerade noch 2 % der Weltbevölkerung. Größenwahn? Juveniler Überschwang?


	Seit > 30 Jahren vertreten sie Ideologien die volkswirtschaftlich vorerst nur Kosten verursachen (s.u.), aber „andere“ leisten müssen! „Rentabilität“ – als Zwilling jeder Investition – scheint sekundär. Dieses mangelnde Verständnis für wirtschaftliche Zusammenhänge – mit schwerwiegenden Verwerfungen (Kap.3.8.b.) – ist plötzlich Staatsräson; diffuse Ideologie nun Staatsmodell. Mit Unsinn wie z.B. Abschaltung der Kernkraft ohne Übergangszeit für die Erneuerbaren (was gleich die Stromkosten explodieren lies) etc.


	Über den nachhaltigen Einfluss von Ideologien, der medialen Wirkung auf die gesamte Bevölkerung in der Häufung einseitiger Betonung – was viele ja als „wahr“ empfinden –, verliert sich der Bezug zu rationaler Beurteilung komplexer Zusammenhänge; als Beeinflussung des Verhaltens besonderer Art (m.E. ein Verbrechen an der Nation).





Natürlich haben auch andere Parteien ideologische Überzeugungen, prägten z.B. Bevölkerungsschichten über ein ganzes Jahrhundert (z.B. K. Marx). Der heutige, ausschließlich „klimalastige“ Wechsel jedoch, ist neu, ein radikaler Wandel in der demokratischen Geschichte. Andere Ideologien haben sich im Zuge jahrzehntelanger Verantwortungen demokratisch geschliffen, bei dann breitem Konsens der Wähler, je sozialem Status. Das aber, ist ein radikaler Unterschied; der Klimawandel betrifft zwar alle, aber die Belastungen wie auch die Folgen (wie schon einmal, zu Beginn der Industrialisierung), spüren die unteren Schichten überdurchschnittlich, „Mittellose“ stärker als Wohlhabende. Kein Wunder, dass zur Durchsetzung grüner Ideologien autoritäre Tendenzen nicht zu verkennen sind (um jeden Preis, alles für den Klimawandel!). Tendenzen, die gigantische Belastungen auf Jahrzehnte verursachen, ethisch nicht vertretbar sind. Spalten sie doch wieder die Gesellschaft in jene die es „sich leisten können“ (Alternativen zu nützen), und in jene die den Klimawechsel bezahlen, und auch erleiden müssen. Unverständlich, dass die „linke Seite“ des Staates das noch nicht erkannt hat, belastet es doch ihre Klientel auf Generationen. Sehen wir doch nur die Preisexplosionen, bei hoher Inflation.


Diese Tendenzen weiten sich aus, weltweit. Unterschwellig ahnen die Völker allerdings, dass die Belastungen aus dem Klimawandel unterschiedlichst verteilt werden, dass der breite Streifen vom Äquator bis darüber hinaus, die Ärmsten überdurchschnittlich fordern wird und sie nicht annähernd in der Lage sein werden, wirtschaftlich, politisch, gegenzusteuern. Sie werden allerdings fordern, und sich in Bewegung setzen; zulasten der „Privilegierten“ (!) in den wohlhabenden Staaten.


Einige wenige Beispiele zeigen wie oberflächlich, unsystematisch, also chaotisch, die Grünen dz. versuchen, schwammige ideologische Orientierungen umzusetzen, aber selbst gegen eigene Ideale verstoßen:




	Vizekanzler Robert Habeck21: „Mittelfristig wird Deutschland vollständig auf erneuerbare Energien umstellen und damit weltweit Klimaführer werden.“ Pauschale Illusionen, ohne die Komplexität der Wirtschaftsgefüge (dazu international) zu erahnen (was eben Erfahrung und relevante Bildung erfordert). Reine Intuition, umgesetzt in staatliche Gesetzgebung, wie sie gegen international vernetzte Usancen nachhaltig nicht funktioniert kann. Das muss schief gehen, da statt freiheitlicher Marktmechanismen (wie z.B. der aktuelle Preisschub) egozentrische Ziele die politischen Prozesse bestimmen. Als fundamentale Abkehr von den Wirkmechanismen einer freien Wirtschaft, als doch Motor seit Beginn des 20. Jahrhunderts, wie er eben diesen unglaublichen Wandel in der Menschheitsgeschichte ausgelöst hat.


	Politische Direktiven gegen gewachsene Praktikabilitäten verfehlen immer die Ziele. Wie sollen vielfältige, unabgestimmte Zwangsmaßnahmen zur CO2-Reduzierung Begeisterung auslösen – also tatsächlich wirken? Als plötzliche Neu-Orientierung eines ganzen Staates?


	Der sich selbst inthronende Wirtschaftsministers weiter: „Wir müssen unsere Handelspolitik neue aufstellen. Wir brauchen andere Länder, andere Partner“22; was an Unkenntnis der Mechanismen in einer so differenten Welt schaudern lässt. Handel ist Resultat jahrzehntelang intensiver Beziehungen vieler, über Dekaden gewachsenes Potenzial einer Nation, Spiegelbild des Wohlstands. Eine offene Volkswirtschaft hat keine Freiräume! Kurzfristige Korrekturen führen zu volkswirtschaftlichen Nachteilen, nur langfristig gepflegte Beziehungen bringen Stabilität, und so Nutzen. Gewachsene uralte Strukturen per „Ordre de Mufti“ kurzfristig zu verändern, kann nur in die Hose gehen, schadet dem Ruf der Nation – mit ökonomischen Konsequenzen, besonders für die unteren und mittleren Schichten!


	Ähnliches im grünen Außenministerium: Vom ersten Tag an, als glühende Verfechterin (?) von Klimazielen, mit nun endlosen Reisen ohne Konzept, katastrophalem CO2-Abdruck und steigenden Kosten; allerdings mediengerecht gestylt. Dazu ohne intensives Studium fachlicher und politischer Internas der besuchten Länder; als außenpolitischer Nonsens mit moralischen Belehrungen über „Menschenrechte“ und „feministischer Außenpolitik“ (was immer das bedeuten soll) etc. – ein irrationaler Wandel deutscher Außenpolitik.


	Oder der Ukraine-Krieg: Über Jahrzehnte haben die Grünen – in illusionärem Friedenswahn (wäre zu schön, wenn die Welt so wäre!) – alles was mit Verteidigung, mit Militär zu tun hat, abgelehnt, blockiert wo es nur geht. Mit Beginn des Ukrainekriegs ist plötzlich alles ganz anders, konträr. Nicht genug an Waffen und Munition könne plötzlich geliefert werden – und das durch eine selbst mitverursachte total abgewirtschaftete („blanke“) Armee. Man kann Verständnis haben für einen „Sinneswandel“ – nicht aber für regierende Parteien! Nun soll plötzlich – mit gigantischen Schulden (Kap.3.8.b.) – in kürzester Zeit die Bundeswehr hochgerüstet werden (Kap.3.4.b.). Effiziente Verteidigung ist ein jahrzehntelanger Prozess, eine „geübte Verhaltensänderung“; abgesehen vom finanziellen Restrukturierungsaufwand, der ein Jahresbudget des Bundes mehrfach überschreiten würde.


	Oder der Albtraum des Atomausstiegs. So versorgten bis 31.12.2021 noch sechs moderne und effiziente Kernkraftwerke Deutschland. Mit dem Ukrainekrieg 24.2.2022 begann die Abkoppelung von den wichtigsten Energiequellen, als wirtschaftliche Katastrophe. Dennoch schaltete man die Kernkraftwerke April 2023 endgültig ab, gegen jede Versorgungssicherheit (pure Ideologie, mit haltlosen Argumenten). Und anderes mehr.





Ideologien bestimmen aktuell fast alles. Wie z.B. Vorgaben, um Kosten an Energie, Wasser, Lebensmittel zu sparen, die Bevölkerung umerziehen zu wollen23, was zeigt, wie wenig sie die Menschen verstehen. Weiß doch die Bevölkerung selbst am besten, was sie tun müsste (als ihre „demokratischen Freiheiten“).


Ab dem ersten Regierungsjahr waren die Grünen fleißig, der Umfang neuer Gesetze ist rekordverdächtig. Erfahrene Führung jedoch weiß, Fleiß hat nichts mit Qualität zu tun – was sich in dieser Ampel-Regierung deutlich zeigt. Einzig die Bürokratie wird beschleunigt, hemmt so die Abläufe, behindert Engagements und treibt die Kosten in die Höhe. Problematischer jedoch ist die nachhaltige Belastung der Volkswirtschaft, wie z.B. Beamte des (selbst grünen) Wirtschaftsministeriums feststellen, dass es „in vielen Bereichen der staatlichen Regulierung eine tiefe Differenziertheit erreicht [hat], die eine dynamische Entwicklung und schnellen Fortschritt spürbar hemmen“24. Dennoch meinte der Minister, dass der ökologische Umbau die Grundvoraussetzung ist, damit Deutschland wirtschaftlich erfolgreich bleibt. Wo nimmt er nur diese eindeutige Positionierung her? (Echte) Soziale Marktwirtschaft oder ökologischer Umbau? Sollte beides gelten, dann gilt zwangsläufig „Wirksame, also auch akzeptierte Klimapolitik, ist nur über marktwirtschaftliche Grundlagen zu erreichen“! Und die finden sich – qua grüner Anordnung – inhärent nirgends, werden sie doch mit fast jeder Maßnahmen ausgehebelt!


Resümee


Alleine die letzten Dekaden technologischen Wandels, weltweit, in unterschiedlichsten Ebenen, mit überall neuen Problemen (aber auch neuen Potenzialen) – die sich sowohl befruchten wie beschleunigen könnten –, haben der Welt eine ökonomische, technologische und menschliche Neuorientierung verpasst, die keinen Stein mehr auf den anderen belässt, Kapitalströme umleiten, Mobilitäten ungeheuren Ausmaßes verursachen und den Westen in wirtschaftliche Bedrängnis bringen werden. Insbesondere die neuen Kommunikationstechniken, Informatik mit KI und folgende, werden Veränderungen wie Vernetzungen erzwingen, die die klassischen, zumeist über Jahrzehnte, Jahrhunderte entwickelten Branchenstrukturen radikal umkrempeln, Rentabilitäten verlagern und die Einkommens-/Vermögensstrukturen fundamental korrigieren werden; mit massiv negativen Einflüssen auf die sozialen Sicherungssysteme der westlichen Welt.


Damit erzwingt sich auch ein anderes Verhalten von Staat und Politik. Unstrukturierte, ziellose bis banale Entscheidungen nach lokalen Gegebenheiten, ideologische Borniertheit, haben nur negative Einflüsse auf die Entwicklung demokratischer Staaten. Jahrhunderte alte Denkmuster scheinen obsolet, verlangen also eine Verhaltensänderung (Kap.4.).
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